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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Andrea Wicklein, Wolfgang Tiefensee, Hubertus Heil (Peine), 
Ingrid Arndt-Brauer, Sabine Bätzing-Lichtenthäler, Heinz-Joachim Barchmann, 
Doris Barnett, Bärbel Bas, Lothar Binding (Heidelberg), Martin Dörmann, Sebastian 
Edathy, Ingo Egloff, Petra Ernstberger, Dr. Edgar Franke, Gabriele Fograscher, 
Martin Gerster, Iris Gleicke, Angelika Graf (Rosenheim), Kerstin Griese, Wolfgang 
Gunkel, Michael Hartmann (Wackernheim), Rolf Hempelmann, Gabriele Hiller-Ohm, 
Petra Hinz (Essen), Dr. Eva Högl, Frank Hofmann (Volkach), Josip Juratovic, 
Annette Kramme, Ute Kumpf, Daniela Kolbe (Leipzig), Angelika Krüger-Leißner, 
Dr. Karl Lauterbach, Steffen-Claudio Lemme, Burkhard Lischka, Gabriele 
Lösekrug-Möller, Kirsten Lühmann, Katja Mast, Hilde Mattheis, Dietmar Nietan, 
Manfred Nink, Thomas Oppermann, Mechthild Rawert, Stefan Rebmann, Gerold 
Reichenbach, Dr. Carola Reimann, Michael Roth (Heringen), Annette Sawade, 
Anton Schaaf, Bernd Scheelen, Marianne Schieder (Schwandorf), Werner Schieder 
(Weiden), Silvia Schmidt (Eisleben), Frank Schwabe, Dr. Martin Schwanholz, 

Rita Schwarzelühr-Sutter, Dr. Carsten Sieling, Sonja Steffen, Christoph Strässer, 
Kerstin Tack, Rüdiger Veit, Dr. Marlies Volkmer, Dr. Dieter Wiefelspütz, Manfred 
Zöllmer, Dr. Frank-Walter Steinmeier und der Fraktion der SPD 


Zur Bürokratiekostensenkung der Bundesregierung und ihrem 25-Prozent- 
Abbauziel 


Bereits im Jahr 2006 hatte sich die Bundesregierung das Ziel gesetzt, mit Büro- 
kratieabbau und besserer Rechtsetzung zu mehr Wachstum und einer deutlichen 
Entlastung von Wirtschaft und Verwaltung beizutragen. 

Dieses von der Bundesregierung noch einmal im Januar 2010 bekräftigte Ziel, 
bis Ende 2011 Maßnahmen umzusetzen und zu initiieren, um die Bürokratie- 
kosten der Wirtschaft im Vergleich zu 2006 um 25 Prozent zu reduzieren, 
wurde nicht erreicht. 

Mit den Kabinettsbeschlüssen vom 14. Dezember 2011 und vom 28. März 2012 
hatte die Bundesregierung versucht, durch ein weiteres Arbeitsprogramm „bes- 
sere Rechtsetzung“, den Bürokratieabbau zu intensivieren. Aber auch dieses 
Arbeitsprogramm hat bisher nicht zu der erwarteten bürokratischen Entlastung 
von 25 Prozent geführt. Im Gegenteil, der Normenkontrollrat hat in seinem 
Jahresbericht 2012 explizit festgestellt: „..., dass das Engagement, mit dem 
einzelne Ressorts an der Reduzierung und Vermeidung von Bürokratie und Er- 
füllungsaufwand arbeiten, erkennbar an Schwung verloren hat.“ 
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Wir fragen die Bundesregierung: 

Bereich der Vereinfachung und Harmonisierung von Anforderungen an die Fi- 
nanz- und Lohnbuchhaltung 

1. Wie hoch war die Reduzierung von Bürokratiekosten im Bereich der 
rechtsbereichsübergreifenden Mehrfachmeldungen von Unternehmen an 
Behörden sowie rechtlich veranlasster Rückfragen in und zwischen Unter- 
nehmen? 

2. Wie sieht die Vereinfachung der Anforderungen aus dem Reisekostenrecht 
an die Buchhaltung aus? 

Bereich E-Govemment 

3. Wie sieht die Vereinfachung durch das E-Government-Gesetz und die elek- 
tronische Umsetzung des Schriftformerfordernisses aus? 

4. Ist es inzwischen möglich, Statistikmeldungen der Unternehmen online zu 
übermitteln? 

Wenn j a, liegen bereits Erkenntnisse über den damit verbundenen Bürokratie- 
abbau vor? 

Wenn nein, warum nicht? 

5. Ist die Rechtsgrundlage für den Einsatz des sogenannten Prozessdaten- 
beschleunigers geschaffen worden, und wenn ja, wie sieht diese aus? 

Wenn nein, warum nicht? 

6. Ist eine neue Infrastruktur, einschließlich einer einheitlichen elektronischen 
Schnittstelle, zwischen Wirtschaft und Verwaltung geschaffen worden? 

Wenn ja, wie ist diese ausgestaltet? 

Wenn nein, warum nicht? 

7. Ist eine Optimierung der Meldeverfahren in der sozialen Sicherung auf der 
Basis bestehender technischer Verfahren geschaffen worden, und welche 
weiteren Entbürokratisierungspotenziale für die Arbeitgeber wurden da- 
durch erschlossen? 

Bereich Verwendung von veröffentlichten Unternehmensdaten 

8. Sind die Unternehmen spürbar von Routineangaben entlastet worden, in- 
dem die Nutzung von Angaben intensiviert wurde, die bereits aufgrund 
rechtlicher Verpflichtungen veröffentlicht oder an Register gemeldet wor- 
den sind, und wenn ja, in welcher Höhe hat dies zu Entlastungen geführt? 

9. Wurden dazu Änderungen der Regelungen des Verwaltungsverfahrens vor- 
genommen, und wenn ja, welche? 

Wenn nein, warum nicht? 

Bereich Fortgeschrittene elektronische Signatur für Unternehmen 

10. Warum wurde in dieser Legislaturperiode keine Änderung des Signaturge- 
setzes vorgenommen? 

11. Ist inzwischen auch für juristische Personen eine vereinfachte Handhabung 
im elektronischen Verfahren, hinsichtlich der Authentizität und Integrität 
von Dokumenten, ermöglicht worden? 

Wenn ja, wie ist diese ausgestaltet? 

Wenn nein, warum nicht? 
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12. Wie hoch wird das Entlastungspotenzial von Bürokratielasten in diesem 
Bereich beziffert? 

Bereich Gesundheit und Pflege 

13. Welche Vereinfachungsmöglichkeiten bei der Dokumentation und Abrech- 
nung medizinischer Leistungen wurden seit 2009 entwickelt und umge- 
setzt? 

14. Welche praktischen Vereinfachungsvorschläge wurden im Rahmen der 
Pflegeversicherungsreform aufgegriffen und umgesetzt (bitte mit Zeit- 
plan)? 

15. Welche Kompetenzen und Aufgabenstellungen hat die Ombudsfrau zur 
Entbürokratisierung der Pflege im Bundesministerium für Gesundheit? 

16. Welche Entbürokratisierungserfolge in der Pflege konnte durch die Om- 
budsfrau zur Entbürokratisierung der Pflege bislang erreicht werden, und 
welche werden noch konkret umgesetzt (bitte mit Zeitplan)? 

17. Welche Doppelstrukturen entstehen durch die Dokumentationsvorschriften 
in der Pflege aufgrund der Kompetenzregelungen der Heimaufsichtsbehör- 
den, des Medizinischen Dienstes des Spitzenverbandes Bund der Kranken- 
kassen (MDS) und der Medizinische Dienste der Krankenkassen (MDK), 
und welche Entbürokratisierungsmaßnahmen wurden konkret unternom- 
men? 

18. Welche bürokratische Doppelstrukturen sollen hinsichtlich Kompetenz- 
regelungen der Heimaufsichtsbehörden, des Medizinischen Dienstes des 
Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen e. V. (MDS) und der Medizini- 
sche Dienst der Krankenversicherung (MDK) abgebaut werden (bitte mit 
Zeitplan)? 

19. Welche Gefährdungen bestehen aufgrund von Entbürokratisierungsmaß- 
nahmen hinsichtlich der Qualität von Pflege und deren Kontrolle in der am- 
bulanten und stationären Versorgung (bitte mit Begründung)? 

20. Welche Möglichkeiten haben Einrichtungen in Pflege und Gesundheit 
selbst, um die Dokumentation und Bürokratie abzubauen, und wie unter- 
scheidet sich der Aufwand an bürokratischen Prozessen innerhalb von 
Unternehmen? 

21. Welche Entbürokratisierungsmaßnahmen sind im Bereich des Wohn- und 
Betreuungsvertragsgesetzes (WBVG), der Heimmitwirkungsverordnung 
und des ordnungsrechtlichen Teils des Heimrechts von Bund und Ländern 
in den letzten zehn Jahren erreicht worden? 

22. Welche vom Runden-Tisch-Pflege (eingesetzt von den Bundesministerin- 
nen Renate Schmidt und Ulla Schmidt) vorgeschlagenen Empfehlungen zur 
Entbürokratisierung wurden umgesetzt, und welche wurden bis heute noch 
nicht umgesetzt? 

23. Inwiefern hat die Verlagerung des (ordnungsrechtlichen Teil) Heimrechts an 
die Länder durch die Föderalismusreform einen Aufbau von Bürokratie 
nach sich gezogen (bitte mit Begründung)? 

24. Wie viele Länderheimgesetzregelungen haben das Bundesheimgesetz hin- 
sichtlich der ordnungsrechtlichen Regelungen abgelöst, und bestehen 
weiterhin (konkurrierende) zivilrechtliche Regelungen auf Länderebene, 
obwohl durch das WBVG der zivilrechtliche Teil des Heimrechts vom Bund 
im Grundsatz geregelt wurde? 

25. Welche Ergebnisse des im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP 
vereinbarten Projekts zur Messung des Erfüllungsaufwands bei Antrags- 
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verfahren auf gesetzliche Leistungen für Pflegebedürftige und chronisch 
Kranke liegen der Bundesregierung vor, und welche Schlussfolgerungen 
zieht sie daraus? 

Bereich Berufsbildungsgesetz (BBiG) und der Handwerksordnung (HwO) 

(§ 36 Absatz 1 BBiG, § 30 HwO) 

26. Wie sieht die Änderung der elektronischen Anmeldung der Ausbildungs- 
verhältnisse bei gleichzeitigem Verzicht auf wiederholte Übermittlung be- 
reits vorliegender betrieblicher Ausbildungspläne aus, und welches Ein- 
sparpotenzial konnte erzielt werden? 

Bereich Erfüllungsaufwand in den Lebens- und Rechtsbereichen 

27. Welche Ergebnisse liegen der Bundesregierung bei der Untersuchung des 
Erfüllungsaufwands in folgenden Bereichen vor, und welche Maßnahmen 
hat sie in den verschiedenen Feldern zur Verringerung des bürokratischen 
Aufwandes vorgenommen 

a) Optimierung der Meldeverfahren im Bereich der sozialen Sicherung, 

b) Reduzierung des Antrags- und Bearbeitungsaufwands beim Leistungs- 
bezug nach Steuer- und Sozialrecht, 

c) Verbesserung des elektronischen Rechnungsverkehrs zwischen Wirt- 
schaft und Verwaltung, 

d) Gemeinnützige Betätigung in unterschiedlichen rechtlichen Organisa- 
tionsformen sowie ehrenamtliches Engagement, 

e) Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepakets (im Rahmen der bereits 
vom Bundeministerium für Arbeit und Soziales angestoßenen Projekt- 
initiativen), 

f) elektronische Zeugnisse sowie Verfahren bei Abgaben in der Schiff- 
fahrt? 

Bereich Zusammenarbeit mit Wirtschaftsverbänden 

28. Welche Ergebnisse liegen der Bundesregierung bei den Verfahrensuntersu- 
chungen in den folgenden Bereichen vor, und welche konkreten Maßnah- 
men zur Bürokratiekostensenkung konnten diesbezüglich durchgeführt 
werden 

a) Betriebsgründung: Ablauf von der Geschäftsidee bis zum ersten Umsatz, 
z. B. anhand eines oder mehrerer ausgewählter Gewerbe, 

b) Beschäftigung von Arbeitnehmern: Standardisierung und bedarfsge- 
rechte Ausstellung von Entgeltbescheinigungen, 

c) grenzüberschreitender Warenverkehr (auch in der Europäischen Union): 
Zusammenarbeit mit unterschiedlichen Behörden, 

d) Besteuerung: von der Steueranmeldung bis zur Begleichung der Steuer- 
schuld, 

e) Buchführung: zeitgemäße Ausgestaltung der Verfahrensabläufe der 
elektronischen Buchführung? 

Bereich Erfüllungsaufwand 

29. Wie lauten aufgrund der Ergebnisse der Projektstudien die Reduktionsziele 
für den gesamten gemessenen Erfüllungsaufwand, bzw. wann gedenkt die 
Bundesregierung, solche Reduktionsziele für den Erfüllungsaufwand fest- 
zulegen? 
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30. Wie sieht das konkrete Verfahren der Bundesregierung aus, nach dem bei 
wesentlichen Regelungsvorhaben in angemessener Frist nach in Kraft treten 
die Ressorts systematisch überprüfen, ob und inwieweit der bei Verabschie- 
dung ermittelte Aufwand sich im Nachhinein als zutreffend erwiesen hat, 
bzw. wann wird die Bundesregierung dieses Verfahren einführen? 

31. Gibt es ein (Mediations-)Verfahren für den Fall, dass der vom jeweiligen 
Ressort in einem Gesetzentwurf bzw. dem Referentenentwurf für einen Ge- 
setzentwurf angegebene Erfüllungsaufwand eklatant von jenem abweicht, 
den die für die Ausführung zuständige Institution bzw. Behörde in ihrer 
Stellungnahme angibt? 

32. Gibt es Pilotprojekte für dieses Verfahren? 

Wenn ja, welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung bisher daraus 
vor? 

Wenn nein, wann plant die Bundesregierung, diese Pilotprojekte durchzu- 
führen? 

33. Gibt es inzwischen Beschlüsse der Bundesregierung, um ab Herbst 2012 
- neben dem vom Statistischen Bundesamt erstellten Bürokratiekosten- 
index, BK1 - ergänzende Maßnahmen umzusetzen, um die Bürokratiekos- 
ten dauerhaft auf niedrigem Niveau zu halten, bzw. ab wann ist damit zu 
rechnen? 

34. Wann wird die Bundesregierung, wie angekündigt, die Vorbereitung von 
Regelungsentwürfen weiter modernisieren und die bestehenden Leitlinien, 
Arbeitsgrundlagen und unterstützenden Angebote weiter aufeinander ab- 
stimmen? 

35. Hat die Bundesregierung inzwischen ein elektronisches Unterstützungs- 
system eingeführt, welches den Ressorts bei der Vorbereitung von Rege- 
lungen zur Verfügung steht? 

Falls ja, welche Ergebnisse konnten damit erzielt werden? 

Falls nein, wann ist mit der Umsetzung dieses Systems zu rechnen? 

36. Hat die Bundesregierung geprüft, ob ein Informationspflichtenwegweiser, 
mit Angaben zu Informationspflichten und deren Datenanforderungen, 
sinnvoll ist und rechtlich realisiert werden kann? 

Falls ja, mit welchem Ergebnis? 

Falls nein, warum nicht? 

37. Hat die Bundesregierung unter Beteiligung des Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI) bis zum Frühjahr 2013 
untersuchen lassen, inwieweit das in der Frage 36 genannte Vorhaben in 
Einklang mit den bestehenden datenschutzrechtlichen Vorgaben realisiert 
und gegebenenfalls bei welcher Stelle es angesiedelt werden kann? 

Was ist bei dieser Prüfung als Ergebnis zu verzeichnen? 

38. Welche Ergebnisse (z. B. Akzeptanz, Nutzung durch die Bürgerinnen und 
Bürger) liegen der Bundesregierung bezüglich der Einrichtung der zentra- 
len Einstiegsplattform für Open Government bisher vor? 


Berlin, den 15. Mai 2013 


Dr. Frank-Walter Steinmeier und Fraktion 
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